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Nr. 150 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages 

(4. Session der 16. Gesetzgebungsperiode) 

 

Antrag 

 

der Abg. Klubobfrau Mag.a Gutschi, HR Prof. Dr. Schöchl und Schernthaner betreffend ein Ge-

setz, mit dem das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, das Landes-Vertragsbediensteten-

gesetz 2000, das Landesbediensteten-Gehaltsgesetz, das Magistrats-Bedienstetengesetz, das 

Salzburger Gemeindebeamtengesetz 1968 und das Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 

2001 geändert werden 

 

Zur Bewältigung der Covid-19-Krise wurden vom Salzburger Landtag in zwei Gesetzesbe-

schlüssen (LGBl Nr 39 und Nr 78/2020) Sonderregelungen im Bereich des Dienstrechts von Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern des Landes, der Stadt Salzburg und der Gemeinden beschlos-

sen, deren Geltungsdauer auf Grund der damals möglichen Abschätzung des Pandemiever-

laufs mit 31. Dezember 2020 befristet wurde. Mittlerweile ist jedoch davon auszugehen, dass 

die Sonderregelungen noch für mehrere Monate benötigt werden, weshalb die Verlängerung 

für das gesamte Jahr 2021 vorgeschlagen wird. 

 

Konkret verlängert werden sollen folgende dienstrechtliche Provisorien: 

- Anordnungsmöglichkeit des Dienstgebers zum Abbau von Alturlauben und Dienstzeitgutha-

ben bis zur Höchstgrenze von vier Wochen. Dabei wird klargestellt, dass sich diese Höchst-

grenze auf ein Kalenderjahr bezieht und entfällt im Gemeindedienstrecht eine durch den 

Zeitablauf obsolet gewordene Übergangsbestimmung. 

 

- Im Landes- und Magistratsdienst sollen Personalmaßnahmen wie beispielsweise Dienstzutei-

lungen oder vorübergehende Verwendungsänderungen, die zur Verhinderung der Verbreitung 

sowie zur Beseitigung der Folgen von Covid-19 getroffen werden, erst ab einer Dauer von 90 

Tagen Auswirkungen auf bestehende Zulagen und pauschalierte Nebengebühren haben. 

 

- Bei Telearbeit oder Dienstfreistellungen auf Grund der Covid-19-Krise bleibt im Landes-

dienst der Anspruch auf pauschalierte Nebengebühren aufrecht. 

 

Im Dienstrecht der Landesbediensteten soll darüber hinaus eine Übergangsregelung für die 

Berechnung des Fahrtkostenzuschusses zum Vorteil der Bediensteten verlängert und das In-

krafttreten einer Bestimmung im Zusammenhang mit der Neuordnung der Zuordnungsände-

rung im § 9 Abs 3 Z 1 LB-GG korrigiert werden. Weiters wird eine Änderung im Zusammen-

hang mit befristeten Zuordnungsänderungen bei Bediensteten des Gesundheitsbereichs vorge-

nommen. Bei diesen soll die Zuweisung höherwertiger Aufgaben im Rahmen der Pandemiebe-

kämpfung nicht erst nach sechs Monaten zu einer befristeten Zuordnungsänderung führen. 
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In diesem Zusammenhang stellen die unterzeichneten Abgeordneten den 

 

Antrag, 

 

der Salzburger Landtag wolle beschließen: 

 

1. Das beiliegende Gesetz wird zum Beschluss erhoben. 

 

2. Dieser Antrag wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur weiteren Beratung, Be-

richterstattung und Antragstellung an das Hohe Haus zugewiesen. 

 

 

Salzburg, am 16. Dezember 2020 

 

Mag.a Gutschi eh. HR Prof. Dr. Schöchl eh. Schernthaner eh. 
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Gesetz vom …………………. , mit dem das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, das Landes-
Vertragsbedienstetengesetz 2000, das Landesbediensteten-Gehaltsgesetz, das Magistrats-
Bedienstetengesetz, das Salzburger Gemeindebeamtengesetz 1968 und das Gemeinde-
Vertragsbedienstetengesetz 2001 geändert werden 

Der Salzburger Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, LGBl Nr 1, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 78/2020, 
wird geändert wie folgt: 

1. Im § 14 Abs 1b werden im letzten Satz die Worte „vier Wochen“ durch die Worte „vier Wochen in jedem Kalen-
derjahr“ ersetzt. 

2. Im § 110 Abs 10 wird das Datum „31. Dezember 2020“ durch das Datum „31. Dezember 2021“ ersetzt. 

3. Im § 136 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

3.1. Im Abs 16 letzter Satz und Abs 19 erster und zweiter Satz wird jeweils das Datum „31. Dezember 2020“ durch 
das Datum „31. Dezember 2021“ ersetzt. 

3.2. Nach Abs 19 wird angefügt: 

„(20) Die §§ 14 Abs 1b und 110 Abs 10 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr …./2020 treten mit 1. Jänner 
2021 in Kraft und mit 31. Dezember 2021 außer Kraft.“ 

Artikel II 

Das Landes-Vertragsbedienstetengesetz 2000 – L-VBG, LGBl Nr 4, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 
78/2020, wird geändert wie folgt: 

1. Im § 27 Abs 1b werden im letzten Satz die Worte „vier Wochen“ durch die Worte „vier Wochen in jedem Kalen-
derjahr“ ersetzt. 

2. Im § 87 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

2.1. Im Abs 13 wird das Datum „31. Dezember 2020“ durch das Datum „31. Dezember 2021“ ersetzt. 

2.2. Nach Abs 14 wird angefügt: 

„(15) § 27 Abs 1b in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr …./2020 tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft und mit 31. 
Dezember 2021 außer Kraft.“ 

Artikel III 

Das Landesbediensteten-Gehaltsgesetz, LGBl Nr 94/2015, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 78/2020 und 
berichtigt durch die Kundmachung LGBl Nr 85/2020, wird geändert wie folgt: 

1. Im § 9 Abs 10 wird die Wortfolge „Abweichend von Abs 9 kann“ durch die Wortfolge „Mit Ausnahme bei Be-
diensteten des Gesundheitsbereichs kann abweichend von Abs 9“ ersetzt.  

2. Im § 36 Abs 9 wird das Datum “31. Dezember 2020“ durch das Datum „31. Dezember 2021“ ersetzt 

3. Im § 48 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

3.1. Im Abs 6 und im Abs 10 erster und zweiter Satz wird jeweils das Datum “31. Dezember 2020“ durch das Datum 
„31. Dezember 2021“ ersetzt. 

3.2. Im Abs 8 wird der Ausdruck „§ 9 Abs 3 und 4“ durch den Ausdruck „§ 9 Abs 3 Z 2 und Abs 4“ ersetzt. 

3.3. Nach Abs 8 wird eingefügt: 

„(8a) § 9 Abs 3 Z 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 78/2020 tritt mit 1. August 2020 in Kraft.“ 

3.4. Nach Abs 10 wird angefügt: 

„(11) § 9 Abs 10 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr    /2020 tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft und mit 31. 
Dezember 2021 außer Kraft.“ 
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Artikel IV 

Das Magistrats-Bedienstetengesetz, LGBl Nr 51/2012, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 39/2020, 
wird geändert wie folgt: 

1. Im § 78 Abs 1b werden im letzten Satz die Worte „vier Wochen“ durch die Worte „vier Wochen in jedem Kalen-
derjahr“ ersetzt 

2. Im § 221 wird im Abs 18 im letzten Satz das Datum „31. Dezember 2020“ durch das Datum „31. Dezember 2021“ 
ersetzt und wird angefügt: 

„(19) § 78 Abs 1b in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr   /2020 tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft und mit 31. 
Dezember 2021 außer Kraft.“ 

Artikel V 

Im § 84 Abs 7 des Salzburger Gemeindebeamtengesetzes 1968, LGBl Nr 27, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl 
Nr 39/2020, wird das Datum „31. Dezember 2020“ durch das Datum „31. Dezember 2021“ ersetzt. 

Artikel VI 

Das Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 2001, LGBl Nr 17/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 
39/2020, wird geändert wie folgt: 

1. § 42 Abs 1b lautet: 

„(1b) Abweichend von Abs 1 kann zur Verfolgung öffentlicher Interessen für den nicht verfallenen Erholungs-
urlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren im Umfang von maximal vier Wochen der Verbrauch durch kalender-
mäßige Festsetzung angeordnet werden, sofern die oder der Vertragsbedienstete dienstfähig ist und der Dienstbetrieb 
für einen mindestens sechs Werktage andauernden Zeitraum erheblich eingeschränkt ist. Die Anordnung zum Ver-
brauch von nicht verfallenen Erholungsurlauben und vorhandenen Zeitguthaben gemäß § 29 Abs 4 oder § 30 Abs 3 
oder 4 darf insgesamt vier Wochen in jedem Kalenderjahr nicht übersteigen.“ 

2. Im § 130 wird im Abs 15 das Datum „31. Dezember 2020“ durch das Datum „31. Dezember 2021“ ersetzt und 
wird angefügt: 

„(16) § 42 Abs 1b in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr …./2020 tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft und mit 31. 
Dezember 2021 außer Kraft.“ 

 

 

 


